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KOMMENTAR

Verbot der 
Zweckentfremdung 
schafft keinen Wohnraum
Wir brauchen nicht mehr Gesetze, 
sondern mehr Wohnungsbau

Von Lars Eichert, Landesvorsitzender Haus & Grund Brandenburg

Die vermehrten Diskussionen um die Vermietungen über 
Airbnb machen deutlich, dass die Konkurrenz um Wohnungen 
größer wird. Der Ruf nach Regulierung wird mal wieder lauter. 
Die einen wollen die Mieter schützen, die eine Wohnung 
suchen oder Sorge haben, dass ihre Miete zu sehr steigt. 
Andere stimmen für die Hotelbranche in diese Rufe mit ein, 
um unliebsame Konkurrenz vom Markt fernzuhalten. Das 
Zweckentfremdungsverbot wird wieder diskutiert. 

Noch 2004 hat die Landesregierung den Brandenburger 
Wohnungsmarkt für entspannt gehalten. So sehr, dass auch 
das Zweckentfremdungsverbot aufgehoben wurde. All das 
hat sich inzwischen und anscheinend völlig überraschend 
von Grund auf geändert. Wie überraschend, zeigt sich auch 
daran, dass seitens des Landes Brandenburg in den vergan-
genen Jahren keine vermehrten Anstrengungen für eine 
stärkere Förderung des Wohnungsbaus erkennbar waren. 
Der Bau neuer Sozialwohnungen war in Brandenburg sogar 
nahezu zum Erliegen gekommen, und für den Bestand fallen 
die Bindungen mit der Zeit weg. Was heute mit Belegungs-
bindung neu gebaut wird, muss also zuerst einmal die 
wegfallenden Sozialwohnungen ersetzen. Ein Mangel an 
diesen Wohnungen führt zu einer stärkeren Nachfrage auf 
dem freien Wohnungsmarkt. Und höhere Nachfrage führt 
zu höheren Preisen. 

Was macht man also, wenn ein Preisanstieg aufgrund höherer 
Nachfrage bevorstehen könnte? Verstärkte Förderung des 
Wohnungsbaus und Abbau von Genehmigungshindernissen, 
damit ein höheres Angebot zu niedrigeren Preisen führt? 
Falsch! Man versucht, die Miethöhe und deren Anstieg zu re-
gulieren – zuerst 2014 mit der Kappungsgrenzenverordnung, 
2016 folgte dann die Mietpreisbegrenzungsverordnung. 
Aber parallel dazu wird man dann doch hoffentlich den 
Wohnungsbau fördern und den Abbau von Genehmigungs-
hindernissen voranbringen? Wiederum falsch! Die baurecht-
lichen und energetischen Anforderungen an Neubauten 
steigen immer weiter und machen das Bauen teurer. Und 
jetzt? Kann man ja noch ein Gesetz machen, weil nicht die 
fehlenden Wohnungen, sondern die privaten Vermieter und 
Airbnb Schuld an allem haben. 

Nur brauchen wir diese Verordnung wirklich? Wie viele der 
über Airbnb vermieteten Objekte sind Wohnungen, und nicht 
nur Zimmer in einer selbstgenutzten Wohnung? Das würde 
nicht unter Zweckentfremdung fallen. In einem Wohngebiet 
dürfte man ohnehin keine Wohnungen gewerblich vermie-
ten. In einer Eigentümergemeinschaft ist eine gewerbliche 
Nutzung von Wohnungseigentum grundsätzlich auch nicht 
möglich. Als Mieter einer Wohnung bräuchte man die Zu-
stimmung des Vermieters für eine solche Untervermietung. 
Aber trotzdem wird mal wieder mit dem Finger auf andere 
gezeigt und ein Gesetz verabschiedet, das den Mietern viel 
verspricht, aber wenig bewirkt, weil man es nur für wenige 
Fälle tatsächlich bräuchte.


